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Vorläufige Steuerfestsetzung im Hinblick auf den Vorlagebeschluss des FG Niedersachsen 
vom 25. November 2009, Az. 7 K 143/08, zum Solidaritätszuschlaggesetz 1995 

 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Niedersächsische Finanzgericht ist von der Verfassungswidrigkeit des Solidaritätszuschlags zu-
mindest für das Streitjahr 2007 überzeugt, sodass es die Frage zur endgültigen Klärung dem Bundes-
verfassungsgericht vorgelegt hat (Az. 7 K 143/08). 

Da das Verfahren, das vom Bund der Steuerzahler als Musterverfahren unterstützt wird, jetzt beim 
Bundesverfassungsgericht anhängig ist, schlagen wir vor, den Solidaritätszuschlag nunmehr für Ver-
anlagungszeiträume ab 2007 in die Liste der vorläufigen Steuerfestsetzungen gemäß § 165 Abs. 1 Nr. 
3 AO aufzunehmen. Dadurch würde verhindert, dass die Steuerzahler zur Wahrung des Rechtschut-
zes Einspruch einlegen und das Ruhen des Verfahrens beantragen müssen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Karl Heinz Däke 
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